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Die in den letzten Monaten in der DDR und in anderen so­
zialistischen Ländern (CSSR, VR Bulgarien, Mongolische VR) 
durchgeführten Wahlen zu den Vertretungsorganen der 
Staatsmacht bestätigen erneut, daß Wahlen im Sozialismus 
Höhepunkte im politischen Leben des Volkes sind. Sie sind 
Ausdruck der sozialistischen Demokratie und dienen deren 
Vertiefung: Die Bürger nehmen ihr Grundrecht auf Mitbe­
stimmung und Mitgestaltung des gesamten gesellschaftlichen 
Lebens u. a. dadurch wahr, daß sie die Volksvertretungen, 
durch die das Volk seine politische Macht ausübt, demokra­
tisch wählen und von den Abgeordneten Rechenschaft über 
deren Tätigkeit fordern. Bei der Wahlvorbereitung und 
Wahldurchführung werden die verschiedenen politischen 
Kräfte und gesellschaftlichen Organisationen des Volkes 
unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei der Ar­
beiterklasse zum gemeinsamen Handeln im Interesse und 
zum Wohle des gesamten Volkes zusammengefaßt. Dabei 
spielen gesellschaftliche Bewegungen wie z. B. die Nationale 
Front der DDR eine wichtige Rolle.

Im Prozeß des Ausbaus und der weiteren Gestaltung der 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse wächst die Verant­
wortung der Volksvertretungen, erhöht sich die Autorität 
der Abgeordneten, nimmt die politische Aktivität der Volks­
massen zu. Dementsprechend haben auch die Wahlen in der 
sozialistischen Gesellschaft einen großen Stellenwert. So 
haben Wahlbewegung und Ergebnis der Volkswahlen in der 
DDR am 8. Juni 1986 „auf eindrucksvolle Weise bestätigt, 
daß die feste Einheit von Partei, Staat und Volk, das zuver­
lässige Bündnis aller Klassen und Schichten Unterpfand 
unseres sicheren Voranschreitens sind. ... Aus dem großen 
Vertrauen in die Politik unserer Partei und des sozialisti­
schen Staates hat sich eine feste patriotische und internatio­
nalistische Gesinnung unseres Volkes entwickelt. Abgeord­
nete und Wähler sind gleichermaßen der lebendige Beweis 
dafür, daß in unserem Staat der einstige Untertan zum sou­
veränen Gestalter seines eigenen Schicksals aufgestiegen 
ist“.‘

Betrachtet man Wahlsystem und Wahlrecht in den ein­
zelnen sozialistischen Ländern, so zeigt sich, daß sie — bei 
allen Unterschieden, die auf nationalen und historischen Be­
sonderheiten beruhen — nach übereinstimmenden Grund­
sätzen gestaltet sind.

Die Verfassungen aller sozialistischen Länder verkünden 
und sichern die wichtigsten Prinzipien des Wahlsystems so­
wie die grundlegenden Rechte der Bürger im Wahlprozeß. 
Diese Bestimmungen sind entweder zusammengefaßt in 
einem gesonderten Abschnitt1 2 oder — wie in den meisten 
Verfassungen — in mehreren Abschnitten geregelt. Zu den 
verfassungsrechtlichen Grundsatzregelungen sind in allen so­
zialistischen Ländern konkretisierende Rechtsvorschriften — 
meist in Form von Wahlgesetzen3 — erlassen worden, die die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zu allen oder 
zu bestimmten Vertretungsorganen ausführlich regeln.4 5 Zahl­
reiche weitere das Wahlsystem betreffende Bestimmungen, 
vor allem über die Verbindung zwischen der Wahlbewegung 
und der Tätigkeit der Volksvertretungen sowie über die 
engen Beziehungen zwischen Wählern und Gewählten, sind 
in Gesetzen über die Organisation und Tätigkeit der ober­
sten und örtlichen Machtorgane sowie in anderen Normativ­
akten3 enthalten. Die UdSSR, die SFR Jugoslawien und die 
CSSR haben als Bundesstaaten entsprechend ihrem Staats­
aufbau ein System von Wahlgesetzen.6 7

Grundsätze des sozialistischen Wahlsystems

Die Abgeordneten der Volksvertretungen werden in allen " 
sozialistischen Ländern in freier, allgemeiner, gleicher und 
geheimer Wahl gewählt. Unterschiede gibt es im wesent­
lichen nur in der Frage, ob die Wahlen als direkte (unmit­
telbare) Wahlen oder verknüpft mit indirekten Wahlen 
durchgeführt werden.

1. Der Grundsatz der freien Wahlen
Freie Wahlen bedeuten in der sozialistischen Gesellschaft, 
„daß jeder wahlberechtigte Bürger ohne irgendwelche Ein­
schränkungen an der Wahlbewegung teilnehmen und in 
freier Entscheidung wählen kann“.2 Sie beruhen auf der 
politischen Macht der von der marxistisch-leninistischen 
Partei geführten Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten, auf 
sozialistischen Produktionsverhältnissen, auf der Beseitigung 
der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen.

Für die Bürger des sozialistischen Staates bestehen alle 
objektiven Voraussetzungen, um in Kenntnis der gesell­
schaftlichen Zusammenhänge und Prozesse an den Wahlen 
teilzunehmen, im Wissen um die Aufgaben der Politik des 
Staates und um die Probleme der gesellschaftlichen Ent­
wicklung mit darüber zu entscheiden, wie diese Aufgaben 
verwirklicht werden und die gesellschaftliche Entwicklung 
weiter voranschreiten soll. Dies ist verfassungsrechtlich ga­
rantiert und durch die sozialistische Rechtsordnung ausge­
staltet.

2. Der Grundsatz des allgemeinen Wahlrechts
In allen Ländern des Sozialismus besteht allgemeines Wahl­
recht. Die Verwirklichung dieses Grundsatzes ist eine Haupt­
richtung der Realisierung der Leninschen Idee von der Ein­
beziehung aller Werktätigen in die ständige, unbedingte und 
entscheidende Teilnahme an der Leitung der Angelegenhei­
ten des Staates.8 Es gibt keine Abhängigkeit des Wahlrechts 
vom Geschlecht, von der Klassenzugehörigkeit9 oder von der 
sozialen Stellung der Bürger, wie z. B. vom Nachweis eines 
bestimmten Vermögens oder Bildungsstandes.

Bürger, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, sind überall wahlberechtigt und können in die Ver­
tretungskörperschaften gewählt werden. In der Koreanischen 
DVR besteht das Wahlrecht bereits vom vollendeten 17. Le­
bensjahr an, in Kuba mit über 16 Jahren, jedoch müssen die 
Kandidaten für die Nationalversammlung der Volksmacht 
bei ihrer Wahl über 18 Jahre alt sein. In einigen Ländern 
ist für das Recht, selbst gewählt zu werden (passives Wahl­
recht), ein höheres Alter als 18 Jahre vorgesehen, und zwar 
in der Sowjetunion 21 Jahre für die Deputierten des Ober­
sten Sowjets der UdSSR, in der VR Polen 21 Jahre für die

1 E. Honecker, Unsere Innen- und Außenpolitik dient dem Sozia­
lismus und dem Frieden (Aus der Rede auf der 2. Tagung des 
Zentralkomitees der SED zur Konstituierung der staatlichen 
Organe), Berlin 1986, S. 24.

2 Gesonderte Abschnitte über die Wahlen enthalten die Verfassun­
gen der UdSSR, Kubas, der VR Polen und der Ungarischen VR.

3 In der Mongolischen VR bestehen Wahlordnungen, die durch Er­
laß des Präsidiums des Großen Volkshurals verabschiedet wor­
den sind.

4 Seit Anfang der 70er Jahre wurden folgende Wahlgesetze verab­
schiedet: CSSR 1971, VR Bulgarien 1973 i. d. F. von 1976 und 1978, 
SR Rumänien 1974, SFR Jugoslawien 1974 i. d. F. von 1976, DDR 
1976 1. d. F. von 1979, Kuba 1976, UdSSR 1978, SR Vietnam 1980, 
VR China 1982, Ungarische VR 1983, VR Polen 1984 Und 1985.

Die Wahlgesetze weisen nach dem Regelungsobjekt, dem Umfang 
und der Form eine Reihe von Unterschieden auf. Während die 
Gesetze der meisten Länder nur die Bildung der Vertretungs­
organe betreffen, regelt das Wahlgesetz der VR Bulgarien dar­
über hinaus auch die Wahl der Richter und Beisitzer der Rayon- 
und Bezirksgerichte; das Wahlgesetz Kubas enthält auch Vor­
schriften über das Verfahren bei Volksentscheiden sowie über 
die Bildung des Staatsrates und der Exekutivkomitees der ört­
lichen Organe der Volksmacht.

Vgl. hierzu vor allem B. A. Strashun, „Tendenzen der Entwick­
lung der Wahlgesetzgebung in anderen sozialistischen Ländern". 
Sowjetskoje gossudarstwo 1 prawo 1978, Heft 7, s. 94 ff.; B. Za- 
wadzka, „Die Wahlsysteme der europäischen sozialistischen Staa­
ten“, Partstwo i Prawo 1985, Heft 1, S. 14 ff.; zur Neuregelung des 
Wahlrechts der Ungarischee VR vgl. M. Dezsö, „Die Reform des 
Wahlsystems der UVR von 1983“, Sowjetskoje gossudarstwo i 
prawo 1986, Heft 4, S. 72 ff.

5 So z. B. im Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR 
über die Organisation der Arbeit mit Wähleraufträgen vom 1. Sep­
tember 1980.

6 In der UdSSR gehören hierzu das Gesetz vom 6. Juli 1978 über die 
Wahlen zum Obersten Sowjet der UdSSR, die Ende 1978 ange­
nommenen Gesetze über die Wahlen zu den Obersten Sowjets der 
Unions- und der autonomen Republiken und die Mitte 1979 in 
Jeder Unions- und autonomen Republik angenommenen Gesetze 
über die Wahlen zu den örtlichen Sowjets der Volksdeputierten.

Vgl. hierzu: Verfassung der UdSSR, Politisch-rechtlicher Kom­
mentar, Moskau 1982, s. 276 ff. (russ.).

7 Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1984, S. 221.
8 Vgl. Verfassung der UdSSR, Politisch-rechtlicher Kommentar, 

a. a. O., S. 268.
9 Mit der Festigung des Sozialismus sind die in den ersten Jahren 

des sozialistischen Aufbaus unter den Bedingungen eines scharfen 
Klassenkampfes in einzelnen sozialistischen Staaten notwendig 
gewesenen Beschränkungen des Wahlrechts entfallen. Solche Be­
schränkungen nach dem Merkmal der Klassenzugehörigkeit be­
standen z. B. in der UdSSR bis 1936, in der Mongolischen VR bis 
1944 und in der SR Rumänien bis 1956.


